
1. Grundbuch­
kreise 

2. Grundbuch­
verwalter 
a) Stellung 

Gesetz 
vom 28. Februar 1986 

über das Grundbuch 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt: 

auf die Artikel 942-977 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB), 
Artikel 38-48 und 52 Schlusstitel ZGB; 

auf die Verordnung des Bundesrates betreffend das Grundbuch vom 
22. Februar 1910 (GBV); 

auf Artikel 346 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilge­
setzbuch für den Kanton Freiburg vom 22. November 1911 (EG ZGB); 

auf die Botschaft des Staatsrates vom 2. Juli 1985; 

auf Antrag dieser Behorde, 

beschliesst: 

ERSTER TITEL 

ORGANISATION 

1. KAPITEL 

Grundbuchkreise und Organisation 
der Grundbuchamter 

Artikel 1. 1 Jeder Bezirk bildet einen Grundbuchkreis. 

2 Das Grundbuchamt des Kreises befindet sich am Bezirkshauptort. 

Art. 2. 1 Jedes Grundbuchamt wird von einem Grundbuchverwalter 
geleitet. 

2 Der Grundbuchverwalter wird nach Anhoren der Aufsichtsbehorde 
über das Grundbuch (nachfolgend: die Aufsichtsbehorde) vom Staatsrat 
angestellt und ernannt; er muss lnhaber eines Rechtslizentiates sein. 

3 Der Grundbuchverwalter untersteht der Gesetzgebung über das 
Dienstverhaltnis des Staatspersonals. 
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4 In administrativen Belangen sind die Grundbuchverwalter von der 
Finanzdirektion (nachfolgend: die Direktion) abhângig. 

Art. 3. Nach Anhoren der Aufsichtsbehorde, bezeichnet die Direktion 
für jedes Grundbuchamt einen Grundbuchverwalter-Stellvertreter. Dieser 
tritt insbesondere bei Ausstand oder lângerer Abwesenheit des Grund­
buchverwalters in Funktion. 

Art. 4. Der Rückgriff des Staates auf den Grundbuchverwalter für 
Schaden, der aus der Führung des Grundbuches entsteht (Art. 955 Abs. 2 
ZGB), erfolgt gemâss der Sondergesetzgebung. 

Art. 5. 1 Der Staatsrat emennt nach Anhoren des Grundbuchverwalters 
für jedes Grundbuchamt einen Adjunkten. 

2 Ais Adjunkt kann jede Person emannt werden, die sich auf einem 
Grundbuchamt die erforderliche Ausbildung angeeignet hat oder Inhaber 
eines Rechtslizentiates ist. 

Art. 6. 1 Der Adjunkt unterstützt den Grundbuchverwalter; er kann 
Grundbuchauszüge unterzeichnen. 

2 Die Direktion kann dem Adjunkten auf Vorschlag des Grundbuchver­
walters und der Aufsichtsbehorde weitere Befugnisse übergeben, die genau 
festzulegen sind. 

3 Die Vorschriften betreffend Ausstand und Rückgriffsrecht des Staates 
auf den Grundbuchverwalter sind analog auf den Adjunkten anwend­
bar. 

b) Stellungver­
tretung 

c) Rückgriffs­
recht des 
Staates 

3. Adjunkt des 
Grundbuch­
verwalters 

a) Ernennung 

b) Funktionen 

Art. 7. 1 Die Grundbuchverwalter verfügen über das Büropersonal 4. Büropersonal 

gemâss der Bedeutung des Grundbuchkreises und des zu bewâltigenden 
Arbeitsanfalles. 

2 Die Vorschriften betreffend Rückgriffsrecht des Staates auf den 
Grundbuchverwalter sind analog auf das Büropersonal anwendbar. 

2. KAPITEL 

Aufsichtsbehorde über das Grundbuch 

Art. 8. 1 Die Aufsichtsbehorde über das Grundbuch setzt sich aus drei 
Mitgliedem und drei Ersatzmitgliedem zusammen. Der Kantonsgeometer 
gehort der Aufsichtsbehorde von Am tes wegen an. Die übrigen Mitglieder 
und die Ersatzmitglieder werden vom Staatsrat emannt. 

2 Die Aufsichtsbehorde bestimmt ihren Sekretâr selbst. 

3 Die Aufsichtsbehorde ist verwaltungsmâssig der Direktion angeglie­
dert. Ihre Organisation wird im Ausführungsreglement geregelt. 
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2. Ausstand 
und 
Rückgriffsrecht 
des Staates 

3. Aufgaben 
a) Aufsicht 

b) Beschwerde­
instanz 

c) Disziplinar­
strafgewalt 

Art. 9. 1 Das Ausführungsreglement regelt den Ausstand für die Mit­
glieder der Aufsichtsbehorde und deren Sekretar gemass den Grundsatzen 
des Gesetzes über die Gerichtsorganisation. 

2 Die Vorschriften betreffend Rückgriffsrecht des Staates auf den 
Grundbuchverwalter sind analog auf die Mitglieder der Aufsichtsbehorde 
und ihren Sekretar anwendbar. 

Art. 10. 1 Die Aufsichtsbehorde prüft die Grundbuchführung regelmas­
sig; insbesondere inspiziert sie jedes Grundbuchamt jahrlich mindestens 
einmal. 

2 Sie kann notwendige Weisungen erlassen. 

3 Sie erstattet dem Staatsrat jahrlich Bericht über ihre Tatigkeit und die 
Grundbuchführung im Kanton. 

Art. 11. Die Aufsichtsbehorde befindet ais einzige kantonale Instanz 
über Beschwerden gegen Entscheide der Grundbuchverwalter. 

Art. 12. 1 Die Aufsichtsbehorde übt in Sachen Grundbuchführung die 
Disziplinarstrafgewalt über die Beamten und Angestellten der Grund­
buchamter aus. 

2 Disziplinarstrafen sind 

a) der Verweis, 

b) die Busse bis zu Fr. 1000.- und 

c) in schweren Fallen die Amtsenthebung; diese kann nur vom Staatsrat 
auf Antrag der Aufsichtsbehorde ausgesprochen werden. 

3 Anwendbar sind die Bestimmungen der Gesetzgebung über das 
Dienstverhaltnis des Staatspersonals betreffend das Disziplinarstrafver­
fahren und die Verjahrung. 

4 Von der Aufsichtsbehorde verfügte Disziplinarstrafen konnen innert 
30 Tagen an den Staatsrat weitergezogen werden. 
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ZWEITER TITEL 

ANLEGUNG DES EIDGENÔSSISCHEN 
GRUNDBUCHES 

1. KAPITEL 

Ordentliches V erfahren 

/. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 13. 1 Das eidgenôssische Grundbuch wird im ordentlichen Verfah­
ren angelegt, wenn 

a) unabhangig von einer Güterzusammenlegung eine neue Parzellarver­
messung ausgeführt wurde, 

b) keine neue Parzellarvermessung erfolgt. 

2 Das eidgenôssische Grundbuch kann nur dann ohne vorgangige neue 
Parzellarvermessung angelegt werden, wenn die Bedingungen gemass 
Artikel 40 Schlusstitel ZGB erfüllt sind und übermassige Schwierigkeiten 
bei der Ausführung der neuen Vermessung zu hohe Kosten verursa­
chen. 

Art. 14. 1 Der Staatsrat beschliesst die Anlegung des eidgenôssischen 
Grundbuches für eine Gemeinde oder einen Teil derselben. 

2 Der Grundbuchverwalter verôffentlicht diesen Beschluss zweimal. 

3 Die Verôffentlichung enthalt den Beginn der Arbeiten. Sie ruft 
insbesondere die Ansprecher von Rechten, die vor Inkraftsetzung des ZGB 
( 1. Januar 1912) begründet, aber nicht eingetragen wurden, oder von nicht 
eingetragenen Dienstbarkeiten, die nach Inkraftsetzung des ZGB durch 
ausserordentliche Ersitzung crworben wurden, auf, die Eintragung dieser 
Rechte zu verlangen. Dieses Begehren ist innert zwei Monaten ab zweiter 
Verôffentlichung schriftlich beim Grundbuchverwalter einzureichen. 

4 Das Ausführungsreglement regelt die einzelnen Bestimmungcn der 
VerôtTentlichung. 

Art. 15. 1 Der Erwerber von dinglichen Rechten an einem Grundstück 
tritt in die Rechte und Pflichten des Verausserers ein, die sich aus den 
Arbeiten für die Anlegung des eidgenôssischen Grundbuches ergeben. 

2 Die ôtTentliche Urkunde muss die Bestatigung der Parteien enthalten, 
dass sie vom Notar über den Stand der Arbeiten sowie über die sich daraus 
ergebenden Rechte und Pflichten in Kenntnis gesetzt worden sind. 

3 Der Grundbuchverwalter merkt von Amtes wegen aufden Blattern der 
betroffenen Grundstücke «Anlegung des eidgenôssischen Grundbuches in 
Bearbeitung» an. 
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1. Anwendungs­
bereich 

2. Beschluss 
betrefîend 
Ausführung 

3. Surrogation 
und Anmer­
kung 



4. Mitwirkung Art. 16. Die betroffenen Grundeigentümer sind verpflichtet, bei den 
der Eigentümer Arbeiten für die Anlegung des eidgenôssischen Grundbuches mitzuwir­

ken. 

1. Erganzung 
und Nachfüh­
rung des 
Übergangs­
katasters 

2. Bereinigung 
a) Zweck 

b) Vorgehen 
aa) Von Amtes 
wegen vorge­
nommene 
Eintragungen 

II. Vorbereitung der Anerkennungen 

Art. 17. 1 Der Grundbuchverwalter überprüft die rechtlichen Angaben 
auf dem Übergangskataster, welcher gemass der Gesetzgebung über die 
Katastervermessung angelegt worden ist. 

2 Er erganzt diesen mit allen fehlenden Eintragungen, Vor- und Anmer­
kungen auf dem kantonalen Kataster. 

3 Er übertragt provisorisch aile geltend gemachten Rechte, die bereits 
vor lnkraftsetzung des ZGB begründet, aber nicht eingetragen worden 
sind. 

4 Er setzt die Personen, die nach Inkraftsetzung des ZGB durch 
ausserordentliche Ersitzung erworbene Dienstbarkeiten geltend machen, 
über die Voraussetzungen der Eintragung und die Folgen bei U nterlassung 
der Eintragung in Kenntnis. 

5 Alle Verrichtungen im kantonalen Kataster, die seit der Hinterlegung 
des Übergangskatasters beim Grundbuchamt bis zur Inkraftsetzung des 
eidgenôssischen Grundbuches vorgenommen wurden, werden von Am tes 
wegen auf den Übergangskataster und die angelegten Blatter des eidgenôs­
sischen Grundbuches übertragen. 

Art. 18. 1 Die Bereinigung bezweckt, die Rechte klar und eindeutig 
festzustellen. 

2 lm besonderen zielt sie darauf ab, 

a) Eintragungen zu lôschen, die nicht mehr Gegenstand einer Eintragung 
sein kônnen oder die jede rechtliche Bedeutung verloren haben, und 

b) Eintragungen dem heutigen Sachverhalt anzupassen. 

Art. 19. 1 Die im kantonale_n Kataster eingetragenen dinglichen Rechte 
werden von Amtes wegen ins Ubergangskataster übertragen, sofern sie mit 
den Bestimmungen des ZG B vereinbar sind. Der Grundbuch verwalter legt 
den Wortlaut fest. 

2 Angaben im kantonalen Kataster, die Vor- und Anmerkungen entspre­
chen, werden von Amtes wegen im Übergangskataster vor- oder ange­
merkt. 
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Art. 20. 1 Wird durch die Anderung einer Eintragung, einu· Vor- odcr 
Anmerkung der In hait oder der U mfang eines Rech tes beschrankt, so kann 
dies nur mit Zustimmung der Betroffenen geschehen. Vorbchalten bleiben 
die gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen, wo von der Zustimmung abge­
sehen werden kann. 

2 Geltend gemachte Rechte konnen nur dann eingetragen werden, für 

a) Rechte, die vor dem Inkrafttreten des ZGB begründet wurden, wenn 
die Betroffenen zustimmen odcr auf Anweisung des Richters, 

b) Dienstbarkeiten, die nach diesem Datum durch ausserordentliche 
Ersitzung erworben wurden auf Anweisung des Richters. 

Art. 21. 1 Gemass altem kantonalem Recht begründete dingliche 
Rechte, die nach dem Grundbuchrecht nicht mehr begründet werden 
konnen, werden nicht eingetragen, jedoch in zweckdienlicher Weise 
angemerkt. 

2 Die Parteien konnen diese Rech te jedoch den Bestimmungen des ZGB 
anpassen. 

3 Der Grundbuchverwalter merkt bei Grundpfandrechten, die vor dem 
1. Januar 1912 begründet wurden, von Am tes wegen im Übergangskata­
ster «Recht auf freie Pfandstellen» vor. 

Art. 22. 1 Der Grundbuchverwalter bemüht sich, im Übergangskataster 
die Angabcn betreffend Eigentum zu erganzen, namlich 

a) den gegcnwartigen Eigcntümer des Grundstückes, 

b) bei Miteigentum den Bruchteil jedes Miteigentümers, 

c) bei Gesamteigentum das die Gemeinschaft begründende Rechtsver­
hiiltnis. 

2 Der Grundbuchverwalter ist dafür besorgt, dass die Grunddienstbar­
keiten mit entsprechendem Wortlaut ais Recht und ais Last eingetragen 
werden konnen. 

3 lm Einverstandnis der Parteien versucht er, den Wert der Grundlasten 
in den Übergangskataster einzutragen. 

III. Anerkennungsverfahren 

bb) Mit Zustim­
mung der 
BetrolTenen 
oder auf 
Anweisung des 
Richters vorge­
nommene 
Eintragungen 

c) Besondere 
Fâlle 
aa) Alte Rechte 

bb) Angaben 
betreffend 
Eigentum, 
Dienstbarkeiten 
oder 
Grundlasten 

Art. 23. 1 Der Grundbuchverwalter la.dt zu den Anerkennungssitzun- 1. Vorladung 

gen vor 

a) die Eigentümer der im Perimeter gelegenen Liegenschaften, 

b) die Inhaber der aufgenommenen selbstandigen und dauernden 
Rechte, 
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2. Anerken­
nungs­
kommission 

3. Anerken­
nungs­
sitzungen 

4. Ôlîentliche 
Urkunden 

c) die anderen lnhaber von beschrankt dinglichen Rechten, sofern sie 
einer beabsichtigten Ânderung oder Lôschung oder der Eintragung 
eines geltend gemachten Rechtes zuzustimmen haben, und 

d) wenn nôtig, die Personen, die die Eintragung eines nicht eingetra­
genen Rech tes geltend gemacht haben, sowie die Eigentümer der an 
den Perimeter angrenzenden Liegenschaften. 

2 Form und Inhalt der Vorladung werden im Ausführungsreglement 
bestimmt. 

3 Erscheinen vorgeladene Personen nicht, so werden sie ein zweites Mal 
vorgeladen. 

Art. 24. 1 Die Anerkennungen werden vom amtlichen Geometer durch­
geführt. Es sind ebenfalls anwesend ein Geometer und ein vom Gemein­
derat bestimmter Vertreter. 

2 Ausnahmsweise kann sich der Geometer mit dem Einverstandnis des 
kantonalen Vermessungsamtes von einem sachkundigen Angestellten 
vertreten lassen. 

Art. 25. 1 Der Grundbuchverwalter setzt die Erscheinenden in Kennt­
nis über den Wortlaut der Eintragungen, die geltend gemachten Rechte 
sowie die eingetragenen oder beabsichtigten Ânderungen oder Lôschungen 
und holt nôtigenfalls ihre Zustimmung gemass Art. 20 ein. 

2 In der Regel erteilen die Erscheinenden ihre Zustimmung mit der 
Unterschrift auf dem Übergangskataster. 

3 Nôtigenfalls verlangt der Grundbuchverwalter von den Erscheinenden 
die Adressen der Inhaber beschrankt dinglicher Rech te auf ihren Grund­
stücken und setzt die Eigentümer über die gesetzlichen Môglichkeiten der 
Bereinigung von Grundpfandrechten in Kenntnis. 

4 Der Grundbuchverwalter merkt auf den Ausfertigungen der Grund­
pfandtitel an, dass die Anlegung des eidgenôssischen Grundbuches in 
Bearbeitung ist. 

Art. 26. 1 Wenn die Bereinigung der Rechte oder die Begründung eines 
neuen Rechtes, infolge Geltendmachung eines nicht eingetragenen 
Rechtes ôffentliche Beurkundung erfordert, so kann der Grundbuchver­
walter beurkunden. 

2 Er wendet dafür analog das Gesetz über das Notariat an. Die Urschrift 
<lient dem Grundbuch ais Beleg. 
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Art. 27. 1 Der Grundbuchverwalter hait in der Schlussverfugung insbe­
sondere fest, dass 

a) aile Blâtter des Übergangskatasters Gegenstand des Anerkennungsver­
fahrens waren, und aile Betroffenen ordnungsgemâss vorgeladen 
wurden, 

b) aile notwendigen Zustimmungen gemâss Art. 20 eingeholt wurden, 
insbesondere die der Grundpfandglâubiger und der Berechtigten der 
Personaldienstbarkeiten, 

c) der Geometer auf den Vermessungsdokumenten aile Ànderungen 
nachgeführt hat, die wâhrend den Anerkennungen vorgenommen 
wurden, und 

d) keine Fâlle mehr hângig sind. 
2 Die Schlussverfügung wird von den übrigen Mitgliedern der Anerken­

nungskommission gegengezeichnet. 

IV. Aujlage des eidgendssischen Grundbuches 

5. Schluss des 
Anerkennungs­
verfahrens 

Art. 28. 1 Der Grundbuchverwalter erstellt, gestützt auf den anerkann- 1. Grundsatz 

ten Übergangskataster, die Blâtter des eidgenôssischen Grundbuches 
( eidgenôssische Blâtter). 

2 Nach abgeschlossener Anerkennung und Kontrolle der Ànderungen 
auf den Vermessungsdokumenten durch das kantonale Vermessungsamt 
legt er die Blatter ôffentlich auf 

Art. 29. 1 Die Auflage wird bekanntgemacht durch 

a) zweimalige Verôffentlichung im Amtsblatt, 

b) persônliche Anzeige an 

1. aile Grundeigentümer der im Perimeter gelegenen Liegenschaf­
ten, 

2. aile Inhaber der aufgenommenen selbstândigen und dauernden 
Rechte, 

3. die Inhaber anderer beschrânkt dinglicher Rechte, sofern ihre 
Zustimmung eingeholt werden musste, und 

4. die Personen, die nicht eingetragene Rechte geltend gemacht haben, 
und 

5. die Eigentümer der an den Perimeter angrenzenden Liegenschaf­
ten. 

2 Der Grundbuchverwalter teilt den Personen mit, die vor Inkrafttreten 
des ZGB begründete aber nicht eingetragene Rechte geltend gemacht 
haben, ob diese eingetragen wurden. 
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3. Dauer und 
Aullageakten 

4. Gegenstand 

5. Einsprachen 
a) Grundsatze 

3 Die Zustellung der Vorladung an Personen, deren Adressen dem 
Grundbuch nicht bekannt sind und deren Adressen weder von den 
Eigentümern noch von der Gemeindeverwaltung noch von der kantonalen 
Steuerverwaltung vermittelt werden konnen, gilt mit zweimaliger Verof­
fentlichung im Amtsblatt ais erfolgt. 

Art. 30. 1 Die Auflage dauert dreissig Tage. 

2 Die Auflageakten werden im Grundbuch hinterlegt. Sie enthalten 
namentlich 

a) die erstellten eidgenossischen Blatter, 

b) den Übergangskataster und 

c) die Plane. 

3 Diese Akten kônnen in Gegenwart eines Angestellten des Grund­
buchamtes von jedermann eingesehen werden, sofern er ein Interesse 
gemâss Art. 970 ZGB glaubhaft macht. 

Art. 31. Die Auflage beschrankt sich auf die Übereinstimmung des 
Inhaltes des eidgenossischen Grundbuches mit 

a) der Liegenschaftsbeschreibung des Übergangskatasters und 

b) den Eintragungen, Vormerkungen und Anmerkungen des kantonalen 
Katasters unter Vorbehalt 

1. der Einhaltung der Artikel 18 bis 22 bei der Übertragung der Rech te 
sowie 

2. der anlasslich der Anerkennungen vereinbarten Anderungen, 
Loschungen oder neuen Eintragungen. 

Art. 32. 1 Jedermann, der berechtigt ist, Einsicht in die Auflageakten zu 
nehmen, kann Einsprache erheben. 

2 Einsprachen sind wahrend der Auflage an den Grundbuchverwalter zu 
richten. Sie müssen begründet sein und klare Begehren enthalten. 

3 Nach der Auflage erhobene Einsprachen werden nur entgegengenom­
men, wenn die Verspatung begründet ist. 

4 Einsprachen konnen mündlich oder schriftlich erhoben werden. 

5 Der Grundbuchverwalter führt ein Einsprachenverzeichnis mit den 
gefallten Entscheiden. Wird die Einsprache mündlich angebracht, so 
unterzeichnet der Einsprecher in diesem Verzeichnis. 
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Art. 33. 1 Der Grundbuchverwalter entscheidet über die Einsprachen. b) Entscheid 

2 Betrifft die Gutheissung einer Einsprache den Inhalt von Rechten 
Dritter, so holt er, unter Vorbehalt gesetzlicher Ausnahmen, deren 
Zustimmung ein. Wird die Zustimmung verweigert, so weist er die 
Einprache ab. 

3 Entscheide über gutgeheissene Einsprachen teilt der Grundbuchver­
walter schriftlich mit; ausgenommen sind mündlich angebrachte und 
sofort gutgeheissene Einsprachen. Wird eine Ensprache nicht angenom­
men, so teilt er den begründeten Entscheid unter Angabe der Beschwer­
deinstanz und Beschwerdefrist gegen Empfangsschein mit. 

Art. 34. 1 Die Entscheide des Grundbuchverwalters über Einsprachen 6. Beschwerde 

k6nnen innert dreissig Tagen ab Zustellung bei der Aufsichtsbeh6rde 
angefochten werden. 

2 Die Artikel 67 bis 75 sind analog anwendbar. 

V. Jnkrafisetzung des eidgenossischen Grundbuches und Kosten 

Art. 35. 1 Sobald die Entscheide über Einsprachen gefallt sind, 1. Beschluss 

beschliesst der Staatsrat die Inkraftsetzung des eidgen6ssischen Grundbu-
ches für die betroffene Gemeinde oder den Teil derselben. 

2 Der Beschluss wird zweimal im Amtsblatt ver6ffentlicht. Er enthalt 

a) das Datum der Inkraftsetzung des eidgen6ssischen Grundbuches, 

b) die Mitteilung, dass die hangigen Beschwerden vorbehalten sind, 

c) die Mitteilung, dass die im Grundbuch nicht eingetragenen dinglichen 
Rechte gemass Art. 36 aufgehoben werden, sofern sie nicht innerhalb 
von zwei Monaten ab zweiter Ver6ffentlichung eingetragen oder 
vorübergehend eingetragen werden, und 

d) die Aufforderung an die Grundpfandglaubiger, beim Grundbuchamt 
innerhalb von drei Monaten ab zweiter Ver6ffentlichung ihre Grund­
pfandtitel und Grundpfandverschreibungen zur Nachführung einzu­
reichen. 

3 Der Grundbuchverwalter teilt diesen Beschluss zudem pers6nlich 
mit 

a) den Personen, die dingliche Rechte geltend gemacht haben, aber im 
Grundbuch nicht eingetragen wurden, 

b) den Grundpfandglaubigern, deren Adressen bekannt sind. 

Art. 36. Die im Sinne von Artikel 44 Absatz 2 Schlusstitel ZGB nicht 
eingetragenen dinglichen Rechte sind aufgehoben, wenn sie innerhalb 
von zwei Monaten ab zweiter Verôffentlichung weder eingetragen 
noch vorübergehend eingetragen wurden. 

93 

2. Aufhebung 
nicht 
eingetragener 
Rechte 



3. Kosten 

1. Anwendungs­
bereich 

2_. Anlegung des 
Ubergangs­
registers 
a) Übergangs­
kataster und 
Anerkennungen 

Art. 37. Die Kosten für die Anlegung des eidgenossischen Grundbu­
ches werden vom Staat übernommen. Ausgenommen sind die Kosten 
für 

a) die Anwesenheit des Gemeindevertreters an den Anerkennungssitzun­
gen; diese werden von der Gemeinde übernommen, 

b) die Ausfertigung von Urkunden oder Planen; diese werden von den 
Begünstigten übernommen, 

c) die Nachführung der Grundpfandtitel und Grundpfandverschreibun­
gen; diese werden von den Grundpfandglaubigern übernommen, 
und 

d) die Anwesenheit des Geometers an den Anerkennungssitzungen für die 
Anlegung des eidgenossischen Grundbuches im Zusammenhang mit 
der neuen Parzellarvermessung; diese sind in der Kostenverteilung 
gemass Gesetzgebung über die Katastervermessung inbegriffen. 

2. KAPITEL 

Verfahren nach erfolgter Güterzusammenlegung 

Art. 38. 1 Die folgenden Bestimmungen sind anwendbar, wenn das 
eidgenossische Grundbuch nach erfolgter Güterzusammenlegung angelegt 
wird. 

2 Die Bestimmungen der Gesetzgebung über die Bodenverbesserungen 
und über die Grundbuchvermessung bleiben vorbehalten. 

Art. 39. 1 Der Übergangskataster wird nach der Auflage gemass der 
Gesetzgebung über die Bodenverbesserungen dem Grimdbuchverwalter 
übergeben. 

2 Dieser 

a) überprüft die rechtlichen Angaben im Übergangskataster, und noti­
genfalls 

b) erganzt er diese, indem er 

1. die Grundpfandrechte übertragt und 

2. die anderen dinglichen Rechte, Vormerkungen und Anmerkungen 
bereinigt, sofern diese nicht bereits von der Schatzungskommission 
behandelt wurden. 

3 Der G_rundbuchverwalter legt den Wortlaut aller rechtlichen Angaben 
aus dem Ubergangskataster fest. 

4 Er bereitet die Anerkennungen vor. Art. 17 bis 27 sind analog 
anwendbar. 
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Art. 40. 1 Der Grundbuchverwalter legt ein Übergangsregister an, b) Blatter 

indem er die Angaben des Übergangskatasters auf die eidgenossischen 
Blii.tter übertrii.gt. Die Angaben der Grundstückbeschreibung haben provi-
sorischen Charakter. 

2 Alle Verrichtungen im kantonalen Kataster, die seit der Hinterlegung 
des Übergangskatasters bis zur Inkraftsetzung des Übergangskatasters 
vorgenommen wurden, werden von Amtes wegen auf den Übergangska­
taster und auf die angelegten Blii.tter des Übergangsregisters aufgenom­
men. 

Art. 41. 1 Der Grundbuchverwalter legt das Übergangsregister sofort c) Auflage 

nach Beendigung der Anerkennungen offentlich auf. Die Artikel 29 bis 34 
sind analog anwendbar. 

2 Die Auflage beschrii.nkt sich auf die Übereinstimmung des Inhaltes des 
Übergangsregisters 

a) unter Vorbehalt von Artikel 39 Absatz 3, mit den Angaben, die 
Gegenstand der Auflage des Übergangskatasters waren, 

b) mit den anderen Angaben «Grundbuch», aus dem kantonalen Ka tas ter 
sind unter Vorbehalt 

1. der Einhaltung der Artikel 18 bis 22 für die Übertragung der Rech te 
sowie 

2. der anlii.sslich der Anerkennungen vereinbarten Ànderungen, 
Loschungen und neuen Eintragungen. 

Art. 42. 1 Sobald die Entscheide über die Einsprachen gefallt sind, d) Inkraft-
beschliesst der Staatsrat die lnkraftsetzung des Übergangsregisters. setzung 

2 Der Beschluss wird im Amtsblatt veroffentlicht. Er enthii.lt 

a) das Datum der Inkraftsetzung, 

b) die Mitteilung, dass die hii.ngigen Beschwerden vorbehalten sind, 
und 

c) die Aufforderung an die Grundpfandglii.ubiger, innerhalb von drei 
Monaten ab zweiter Veroffentlichung ihre Grundpfandtitel und 
Grundpfandverschreibungen dem Grundbuchamt zur Nachführung 
einzureichen. 

3 Dem in Kraft gesetzten Übergangsregister kommt die Wirkung des 
eidgenossischen Grundbuches zu. 

Art. 43. 1 Nach Abschluss der Neuvermessung übertrii.gt der Grund­
buchverwalter die Liegenschaftsbeschreibung der neuen Parzellarvermes­
sung auf die Blii.tter des Übergangsregisters. 
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3. Anlegung des 
eidgenôssischen 
Grundbuches 
a) Blatter 



b) lnkraft­
set,ung 

4. Kosten 

l.lm 
Allgemeinen 

2. Sprache 

3. Sicherhei 1 

4. Hauptbuch 

2 Er legt das eidgen6ssische Grundbuch 6ffentlich auf. Die Arti-. 
kel 29 bis 34 sind analog anwendbar. 

3 Die Auflage beschrankt sich auf die Übereinstimmung der Liegen­
schaftsbcschreibung mit dem Ergebnis der neuen Parzcllarvermessung. 

Art. 44. Der Staatsrat beschliesst die Inkraftsetzung des eidgen6ssi­
schen Grundbuches. Art. 35 ist analog anwendbar. 

Art. 45. Für die Kosten der Anlegung des eidgen6ssischen Grundbu­
ches nach erfolgter Güterzusammenlegung ist Art. 37 anwendbar. 

DRITTER TITEL 

FÜHRUNG DES EIDGENÔSSISCHEN 
GRUNDBUCHES 

1. KAPITEL 

Dokumente des Grundbuches 

Art. 46. 1 Die Dokumente des Grundbuches werden nach Gemeinden 
geführt. 

2 Das Tagebuch, das Pfandungsregister, das Register mit den vorlaufigen 
Eintragungen, das Berichtigungsregister und das Register für die Korre­
spondenz werden bezirksweise geführt. Die Belege werden bezirksweise 
klassiert. 

Art. 47. 1 Die gemeindeweisen Register werden nur in einer Sprache 
geführt. 

2 Diese Sprache wird im Ausführungsreglement bestimmt. Massgebend 
ist insbesondere die Sprache der Mehrheit der Gemeindeeinwohner. 

3 Das Ausführungsreglement kann diesbezüglich geandert werden, wenn 
die betreffende Gemeindebeh6rde dies verlangt und eine wesentliche und 
vermutlich dauernde Ànderung in der sprachlichen Zusammensetzung der 
Einwohner der Gemeinde eingetreten ist. Die Übersetzung der Register 
wird vom Staatsrat angeordnet. Die Kosten für die Übersetzung werden je 
zur Halfte vom Staat und von der betreffenden Gemeinde getragen. 

4 Die Register werden in ihrer Gesamtheit übersetzt. Die Vorschriften 
hiefür sind im Ausführungsreglement festgelegt. 

Art. 48. 1 Es sind die notwendigen Massnahmen zu treffen, um die 
Dokumente vor Verlust und Zerst6rung zu schützen. Insbesondere ist 
periodisch ein Doppel der wichtigsten Dokumente anzulegen. 

2 Die Einzelheiten werden durch Weisungen der Aufsichtsbeh6rde 
geregelt. 

Art. 49. Das Hauptbuch wird auf losen Blattern geführt. 

96 



Art. 50. 1 Die beim Grundbuchamt hinterlegte Plankopie des Ver-. 
messungsplanes entspricht dem in Art. 942 ZGB erwahnten Plan. Die­
nach der Nachführung eingereichten Geometer-Verbale erganzen 
diese. 

2 Die Plankopie des Katasterplanes wird jedes Jahr nachgeführt. 

5. Erganzende 
Dokumente 
a) Plan 

Art. 51. 1 Die Belege werden nach der zeitlichen Reihenfolge ihrer b) Belege 

Einreichung numeriert und klassiert. 
2 Die Geometer-Verbale werden für sich klassiert. 

Art. 52. 1 Die Liegenschaftsbeschreibung wird auf dem Blatt des Haupt­
buches eingetragen. 

2 Sie enthiilt insbesondere 

a) die Plannummern, 

b) den Lokal- oder Strassennamen, 

c) die Gebiiudebeschreibung und die Gebiiudenummer, 

d) die Bemerkungen betreffend die Parzellarvermessung gemiiss der 
Gesetzgebung über die Katastervermessung und 

e) die Flache, wenn es sich um eine Liegenschaft handelt. 
3 Die Organe der Katastervermessung geben die Angaben der Beschrei­

bung der Liegenschaften oder selbstiindigen und dauernden Rechte an. 
4 Der Geometer teilt dem Grundbuchverwalter von Amtes wegen die 

Ànderungen von Liegenschaftsbeschreibungen mit. 

c) Liegen­
schafts­
beschreibung 

Art. 53. 1 Der Grundbuchverwalter führt ein Register der vorliiufigen 6. Hilfsregister 

Eintragungen, das in zeitlicher Reihenfolge die Zusatzangaben zu Vormer-
kungen gemiiss Art. 961 ZGB enthiilt. 

2 Die Vorschriften für die übrigen durch die Bundesgesetzgebung 
vorgesehenen Hilfsregister werden im Ausführungsreglement aufge­
führt. 

2. KAPITEL 

Grundbuchliche Verrichtungen 

Art. 54. 1 Die nicht im Privateigentum stehenden Grundstücke und die 
dem offentlichen Gebrauch dienenden Grundstücke werden ins Grund­
buch aufgenommen. 

2 Das Ausführungsreglemcnt kannjedoch Ausnahmen für die Kantonal­
und Gemeindestrassen sowie für die Gewasser von geringer Bedeutung 
vorsehen. 
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1. Aufnahme 
a) Ôffentliche 
Grundstücke 



b) Stockwerk­
einheilen 

2. Vorlaufige 
Eintragungen 

3. Anzeigen 

4. Bescheini­
gungen 

5. Berichligun­
gen 

1. Anmeldun­
gen 
a) Unzuliissig­
keil 

3 Das Reglement enthalt ausserdem die Bestimmungen betreffend die 
Aufnahme der Grundstücke der dem offentlichen Verkehr dienenden 
Eisenbahngrundstücke. 

Art. 55. 1 Werden vor Erstellung des Gebaudes Stockwerkeinheiten 
aufgenommen (Art. 33c Grundbuchverordnung), so ist der Gundbuchver­
walter besorgt, dass ihm die Fertigstellung des Gebaudes von den 
Eigentümern mitgeteilt wird, allenfalls mit dem Aufteilungsplan und der 
im Art. 33b Absatz 2 Grundbuchverordnung erwahnten amtlichen Besta­
tigung. 

2 Wird innerhalb von drei Monaten der in Art. 33c Absatz 4 Grund­
buchverordnung vorgesehenen Aufforderung nicht nachgekommen, so 
verlangt der Grundbuchverwalter vom Gerichtsprâsident die Ermâchti­
gung, das Stockwerkeigentum in gewohnliches Miteigentum zurückzu­
führen. Der Entscheid kann mit Zivilrekurs beim Kantonsgericht ange­
fochten werden. 

Art. 56. Der Bezirksgerichtsprasident urteilt ais Ietzte kantonale 
Instanz im summarischen Verfahren über Begehren um vorlaufige Eintra­
gungen im Grundbuch. 

Art. 57. Die Anzeigen, die der Grundbuchverwalter nach jeder grund­
buchlichen Verrichtung zu erlassen hat, werden im Ausführungsreglement 
aufgeführt. Vorbehalten bleibt die Bundesgesetzgebung. 

Art. 58. Auf Verlangen versieht der Grundbuchverwalter eine oder 
mehrere Kopien des Beleges mit dem Datum und in Kurzform mit dem 
Inhalt der vorgenommenen Verrichtungen. 

Art. 59. Der Bezirksgerichtsprâsident ist der gemâss Art. 976 und 977 
ZGB zustândige Richter. Der Entscheid kann mit Zivilrekurs beim 
Kantonsgericht angefochten werden. 

3. KAPITEL 

Voraussetzungen für grundbuchliche Verrichtungen 

Art. 60. Der Grundbuchverwalter erklârt die Anmeldung insbesondere 
dann ais unzulâssig, wenn 

a) sie nicht klar ist, 

b) für Verrichtungen nicht getrennte Eintragungsbegehren gestellt wer­
den, 

c) sie von Anmeldenden nicht unterzeichnet ist, oder 

d) trotz Aufforderung das Eintragungsbegehren nicht fristgerecht in der 
Sprache des Hauptbuches nachgereicht wird. 
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Art. 61. 1 Soli ein Gesamtpfandrecht auf mehreren Grundstücken in 
verschiedenen Grundbuchkreisen errichtet werden, so ist die Anmeldung 
zur Eintragung zuerst in demjenigen Kreise vorzunehmen, in dem die 
grôssere Flache der zu verpfandenden Grundstücke liegt. Der Grundbuch­
verwalter veranlasst von Amtes wegen die Eintragung in den anderen 
Grundbuchkreisen. 

2 Das Datum der ersten Anmeldung ist für aile Grundstücke das Datum 
der Eintragung. 

Art. 62. 1 Die mit der ôffentlichen Beurkundung beauftragten Personen 
melden die von ihnen beurkundeten Geschafte zur Eintragung an. 

2 Nur die Notare kônnen Eigentümer- oder Inhaberschuldbriefe oder 
Eigentümer- oder Inhabergülten zur Eintragung anmelden. 

Art. 63. Werden Urkunden zur Eintragung angemeldet, die weder in 
franzôsischer noch in deutscher Sprache abgefasst sind, so kann der 
Grundbuchverwalter die Übersetzung in eine der beiden Sprachen verlan­
gen. 

Art. 64. 1 Der Grundbuchverwalter kann in Ausnahmefallen beglau­
bigte Kopien von Beilagen zu Urkunden verlangen (Vollmachten, 
Ermachtigungen usw.). 

2 Werden durch Urkunden Liegenschaften abgeandert, geteilt oder 
vereinigt, ein selbstandiges und dauerndes Baurecht auf einem Teil des 
Grundstückes aufgenommen oder abgeandert, so hat der Notar der für das 
Grundbuchamt bestimmten Ausfertigung ein Verbal beizulegen. Dieses 
ist von einem amtlichen Geometer gemass der Gesetzgebung über die 
Katastervermessung zu erstellen. 

3 Begehren, Ermachtigungen und andere Erklarungen von Behôrden 
sind mit Unterschriften und Amtsstempeln zu versehen. 

b) Anmeldun­
gen zur 
Eintragung von 
Gesamtpfand­
rechten 

c) Anmeldun­
gen durch 
U rkundsperso­
nen 

2. Urkunde 
a) Sprache 

b) N otarie Ile 
Urkunden -
Urkunden von 
Behôrden 

Art. 65. 1 Privaturkunden sind im Original oder in beglaubigter Kopie c) Privat-
einzureichen. urkunden 

2 Sind die Unterschriften dem Grundbuchverwalter nicht bekannt und 
nicht vor ihm hingesetzt worden, so kann er deren Beglaubigung verlan­
gen. 

Art. 66. 1 Erklart der Grundbuchverwalter eine Anmeldung ais unzu­
lassig oder weist er sie ab, so teilt er dies dem Anmeldenden und allen 
Betroffenen unter Angabe der Gründe, der Beschwerdeinstanz und der 
Beschwerdefrist gegen Empfangsschein mit. 
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3. Entscheide 
über 
Unzulassigkeit 
und 
Abweisungen 



1. Vertretung 

2. Berechnung 
der Fristen 

3. Fonn 

2 Nach erfolgter Abweisung schiebt der Grundbuchverwalter die Eintra­
gung von Anmeldungen ins Hauptbuch auf, wenn diese Anmeldungen das 
Recht der abgewiesenen Anmeldung einschranken und zwar 

a) wâhrend zwanzig Tagen nach der Abweisung, wenn die Anmeldungen 
innert dieser Frist erfolgen, oder 

b) bei Beschwerden bis zum rechtskrâftigen Beschwerdeentscheid. 

4. KAPITEL 

Beschwerde an die Aufsichtsbehorde 

Art. 67. 1 Der Beschwerdeführer kann selbst Beschwerde einreichen 
oder sich vertreten lassen von 

a) einem Notar oder Anwalt, die berechtigt sind, ihren Berufim Kanton 
auszuüben, oder von 

b) einem Geometer, wenn dieser eine unzulâssig erklârte oder abgewie­
sene Urkunde ausgefertigt hat. 

2 Der Beauftragte weist sich über seine Befugnisse mit einer schriftlichen 
Vollmacht aus, die mit der Beschwerde einzureichen ist. Weist er sich nicht 
durch Vollmacht aus, so setzt ihm das mit der Abklârung des Falles 
beauftragte Mitglied der Aufsichtsbehorde (der mit der Abklârung Beauf­
tragte) unter Androhung der Verwirkung eine kurze Frist, die Vollmacht 
nachzureichen. 

Art. 68. 1 Die Beschwerdefrist beginnt mit dem Tag nach der Zustellung 
des Entscheides des Grundbuchverwalters zu laufen. 

2 Die Beschwerdefrist ist gewahrt, wenn die Beschwerde spâtestens am 
letzten Tag um Mitternacht einem schweizerischen Postamt übergeben 
wird. 

3 Fa.lit der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, einen Sonntag oder 
einen anderen staatlich anerkannten Feiertag, so endet sie am nâchstfol­
genden Werktag. 

4 Die Frist kann nicht verlângert werden. Es gibt weder Ferien, noch 
konnen Fristen aufgeschoben werden. 

5 Die Frist kann gemâss der Gesetzgebung über das Verfahren für 
Verwaltungsbeschwerden wiederhergestellt werden. 

Art. 69. 1 Die Beschwerdeschrift ist in drei Ausfertigungen mit der Post 
an den Sitz der Aufsichtsbehorde zu senden oder dort einzureichen. 

2 Die Beschwerdeschrift muss insbesondere 

a) den angefochtenen Entscheid nennen, 

b) Begehren enthalten, 
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c) begründet sein, 

d) allfallige Beweismittel angeben, 

e) datiert und vom Beschwerdeführer unterzeichnet sein. 
3 Die Schriftstücke, die im Besitz des Beschwerdeführers sind, nament­

lich die Mitteilung über die Abweisung der Anmeldung, sind der Beschwer­
deschrift beizulegen. 

4 Entspricht die Beschwerdeschrift nicht den Anforderungen betreffend 
Form und Inhalt, so setzt der mit der Abklârung Beauftragte dem 
Beschwerdeführer unter Androhung der Verwirkung eine kurze Frist, um 
das Versâumte nachzuholen. 

Art. 70. 1 Der mit der Abklârung Beauftragte setzt dem Beschwerdefüh- 4. Kosten­
rer eine Frist, um einen Vorschuss für die mutmasslichen Kosten zu vorschuss 

leisten. 
2 Auf Gesuch hin kann er diese Frist verlângern. 
3 Wird der Kostenvorschuss nicht innert der festgesetzten Frist geleistet, 

so erklârt die Aufsichtsbehôrde die Beschwerde ais unzulâssig. 

Art. 71. 1 Dem Grundbuchverwalter, dessen Entscheid angefochten 
oder dessen Amtsführung gerügt wird, wird eine Ausfertigung der 
Beschwerde zugestellt. Dieser lâsst dem mit der Abklârung Beauftragten 
zukommen 

a) seine Stellungnahme, 

b) das Aktenheft, insbesondere den Empfangsschein des Entscheides der 
Abweisung oder der Unzulâssigkeit und 

c) die Angaben betreffend Identitât der Personen, deren Interessen bei 
Gutheissung der Beschwerde betroffen sein kônnten. 

2 1st die Beschwerde nicht offensichtlich unzulâssig oder unbegründet, 
so wird sie den Personen, deren Rechte mit der Gutheissung der 
Beschwerde betroffen werden, zur Stellungnahme zugestellt. 

Art. 72. 1 Der mit der Abklârung Beauftragte trifft die Massnahmen für 
die Entscheidfindung. 

2 Die Aufsichtsbehôrde entscheidet ohne Verhandlung. 
3 Der Entscheid kann auf dem Zirkularweg getroffen werden, sofern 

nicht ein Mitglied die Besprechung verlangt. 

Art. 73. Wird die Beschwerde gutgeheissen, hebt die Aufsichtsbehôrde 
den angefochtenen Entscheid aufund verlangt vom Grundbuchverwalter, 
dem Begehren nachzukommen. 
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5. Stellung­
nahmen 

6. Abklarung 
und 
Verfahren 

7. Wirkung des 
Entscheides 



8. Mitteilung 
des 
Entscheides 

9. Kosten 

1. Betrage 
a) Verhaltnis-
massige 
Gebühren 
aa)Falle 

Art. 74. Der Entscheid der Aufsichtsbehôrde wird gegen Emp­
fangsschein mitgeteilt, 

a) dem Beschwerdeführer 

b) dem betroffenen Grundbuchverwalter, 

c) den Betroffenen, die zur Stellungnahme aufgefordert wurden, und 

d) bei Abweisung der Beschwerde, die eine Verrichtung im Grundbuch 
verlangte, den anderen betroffenen Personen. 

Art. 75. 1 Bei Abweisung oder Unzulassigkeit tragt in der Regel der 
Beschwerdeführer die Verfahrenskosten. Auf entsprechendes Begehren 
kann den Personen, die Stellung genommen haben, eine angemessene 
Entschadigung zu Lasten des Beschwerdeführers zugesprochen werden. 

2 Bei Gutheissung der Beschwerde kann die Aufsichtsbeh6rde, sofern es 
die Umstande rechtfertigen, dem Beschwerdeführer auf entsprechendes 
Begehren eine angemessene Entschadigung zu Lasten des Staates zuspre­
chen. 

3 Die Verfahrenskosten werden im Ausführungsreglement geregelt. 
4 Die Entscheide der Aufsichtsbeh6rde betreffend Kosten sind voll­

streckbaren gerichtlichen Urteilen gemass Art. 80 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs gleichgestellt. 

5. KAPITEL 

Gebühren 

Art. 76. 1 Verhaltnismassige Gebühren werden erhoben 

a) bei Eigentumsübertragung 

1. unter Lebenden (Kauf, Tausch, Schenkung, Abtretung, Teilung, 
Fusion von Gesellschaften usw.), oder 

2. von Todes wegen bei Vermachtnissen; 

b) bei Errichtung von Grundpfandrechten. 

2 Der Erwerb dinglicher Rechte im Erbgang oder der gesetzlichen 
Nutzniessung, sowie Berichtigungen der Titulatur (Namensanderung 
infolge Heirat, Namensanderung einer Firma) sind von verhaltnismassi­
gen Gebühren befreit. 

bb) Berechnung Art. 77. 1 Die verhaltnismassigen Gebühren werden wie folgt berech-
net, für 

a) Eigentumsübertragungen: auf dem Preis, bei Fehlen eines solchen auf 
dem angegebenen Wert, aber mindestens auf dem Steuerwert; 
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b) Grundpfandrechte: auf dem grundpfandgesicherten Betrag. 

2 Sie werden festgesetzt für 

a) einen Wert bis Fr. 200000.-

b) einen Wert ab Fr. 200000.-

auf 1,5%0 

auf 1%o 

3 Die Betrage, auf denen die verhaltnismassige Gebühr erhoben wird, 
sind auf die nachsten Fr. 1000.- aufzurunden. 

4 Für Tauschvertrage wird die verhaltnismassige Gebühr einzig auf dem 
hoheren Wert oder dem hoheren Steuerwert erhoben. 

Art. 78. 1 Feste Gebühren für grundbuchliche Verrichtungen werden 
erhoben, auch wenn die verhaltnismassige Gebühr geschuldet ist. 

2 Die Betrage und die Falle der Befreiung von Gebühren werden im 
Ausführungsreglement geregelt. 

b) Feste 
Gebühren 

Art. 79. Die Gebühren sind von dem geschuldet, der von einer 2. Schuldner 

grundbuchlichen Verrichtung oder Dienstleistung einen Vorteil erzielt. 

Art. 80. 1 Die Urkunden werden erst nach Bezahlung der Gebühren 3. Erhebung 

ausgehandigt. 
2 Die Gebühren sind innert dreissig Tagen zahlbar. Nach Ablauf dieser 

Frist wird der Schuldner in Verzug gesetzt (Art. 102 OR) und hat einen 
Strafzins von 5% auf den geschuldeten Gebühren zu bezahlen. 

Art. 81. 1 Der Schuldner kann gegen die Anwendung der Bestimmun­
gen dieses Kapitels Einsprache erheben. Einsprachen sind innert dreissig 
Tagen ab Erhalt der Gebührenrechnung schriftlich an den Grundbuchver­
walter zu richten. 

2 Der Grundbuchverwalter entscheidet über die Einsprachen. 

3 Entscheide über gutgeheissene Einsprachen teilt der Grundbuchver­
walter schriftlich mit; ausgenommen sind mündlich angebrachte und 
sofort gutgeheissene Einsprachen. Wird eine Einsprache nicht angenom­
men, so teilt er den begründeten Entscheid unter Angabe der Beschwer­
deinstanz und der Beschwerdefrist gegen Empfangsschein mit. 

4. Einsprachen 
und 
Beschwerden 
a) Einsprachen 

Art. 82. 1 Gegen Einspracheentscheide des Grundbuchverwalters kann b) Beschwerden 

innert dreissig Tagen ab Zustellung bei der Direktion Beschwerde geführt 
werden. Diese entscheidet in letzter Instanz. 

2 Die Beschwerde ist begründet und in zwei Ausfertigungen einzurei­
chen. 

Art. 83. Die Gebührenrechnungen, die Einsprache- oder Beschwer- c) Wirkungen 

deentscheide sind vollstreckbaren gerichtlichen Urteilen gemass Art. 80 
des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs gleichgestellt. 
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Nach eidgenôs­
sischem System 
geführte 
Register 
a) Aulhebung 
nicht einge­
tragener 
Rechte 

b) Ôffentlicher 
Aufruf 

VIERTER TITEL 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

1. KAPITEL 

Übergangsbestimmungen 

/. Anlgegung des eidgenossischen Grundbuches 

Art. 84. 1 In den Gemeinden oder Teilen von ihnen, wo zur Zeit der 
Inkraftsetzung dieses Gesetzes das Grundbuch nach eidgenossischem 
System angelegt ist, sind die i.S. von Art. 44 Abs. 2 Anwendungs- und 
Einführungsbestimmungen ZGB nicht eingetragenen dinglichen Rechte 
nach Ablaufvon zwei Jahren ab Aufruf gemass Art. 85 aufgehoben, sofern 
sie weder eingetragen noch vorübergehend eingetragen werden. 

2 Je nach den Umstanden kann der Staatsrat diese Frist verlangern. 

3 Nach Ablauf der festgesetzten Frist für die Eintragung der Rechte tritt 
das eidgenossische Grundbuch in diesen Gemeinden oder Teilen von 
ihnen in Kraft. 

Art. 85. 1 Sofort nach der Inkraftsetzung fordert der Staatsrat die 
Inhaber von Rechten, die vor Inkrafttreten des ZGB begründet und nicht 
eingetragen wurden, oder von Dienstbarkeiten, die nach Inkraftsetzung 
des ZGB durch ausserordentliche Ersitzung erworben aber nicht eingetra­
gen wurden, auf, die Eintragung oder die vorlaufigc Eintragung dieser 
Rechte innerhalb von zwei Jahren zu erwirken. 

2 Dieser Beschluss wird zweimal im Amtsblatt verotTentlicht, das erste 
Mal sofort, das zweite Mal einen Monat spater. Wahrend der Frist für die 
Geltendmachung nicht eingetragener Rechte wird er ebenfalls am 61Tent­
lichen Anschlag der betrotTenen Gemeinden und den Nachbargemeinden 
ausgehangt. 

3 Die Bekanntmachung enthalt 

a) die Namen der Gemeinde, in denen das Verfahren betreffend Autbe­
bung nicht eingetragener Rechte durchgeführt wird, 

b) die Mitteilung an die Inhaber nicht eingetragener dinglicher Rechte, 
dass deren Eintragung innerhalb von sechs Monaten schriftlich beim 
Grundbuchverwalter verlangt werden kann, 

c) die Aufforderung, dass mit den Eintragungsbegehren 
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I. die verfügbaren Beweise (Kaufvertrage, Dienstbarkeitsvertrage 
usw.) oder wenn moglich andere Beweismittel (Zeugenaussage usw.) 
zu nennen, und 

2. Gegenstand und Art der geltend gemachten Rechte klar zu bezeich­
nen sind, 



d) die Mitteilung, dass die Eintragung der Rechte vom {ichter zu 
verlangen sind, wenn die Inhaber sich innerhalb der sechsmonatigen 
Frist nicht an den Grundbuchverwalter gewendet habcn, und 

e) den Hinweis, dass die in Artikel 44 Absatz 2 Schlusstitel ZGB 
angeführten Rechte definitiv aufgehoben sind, wenn keine Eintragung 
oder vorlaufige Eintragung der geltend gemachten Rechte erfolgt. 

4 Ein allfalliger Beschluss über d:, Verlangerung der Frist wird wie der 
offentliche Aufruf bekanntgemacht. 

Art. 86. 1 Handelt es sich bei einem geltend gemachten Recht um eine 
Dienstbarkeit, die nach Inkrafttreten des ZGB durch ausserordentliche 
Ersitzung erworben wurde, teilt der Grundbuchverwalter dem Gesuchstel­
ler die Anforderungen für die Eintragung der Dienstbarkeit und die Folgen 
bei Nicht-Eintragung mit. 

2 In den anderen Fallen ladet der Grundbuchverwalter die Eigentümer 
der belasteten Grundstücke sowie die anderen Betroffenen vor und ersucht 
um die Zustimmung zur Eintragung. Er hat die Zustimmung nicht 
einzuholen, wenn das geltend gemachte Recht offensichtlich nicht besteht 
oder die Eintragung nach dem Grundbuchrecht unmoglich ist. 

c) Behandlung 
der Gehendma­
chungen 

Art. 87. 1 Der Grundbuchverwalter teilt den Personen, die vor der d) Anzeigen 

lnkraftsetzung des ZGB begründete Rechte geltend gemacht haben, 
schriftlich mit, ob diese Rechte Gegenstand einer Eintragung waren oder 
nicht. Die Mitteilung hat zu erfolgen unmittelbar, nachdem versucht 
worden ist, die notwendigen Zustimmungen für die Eintragung zu 
erhalten, spatestens aber drei Monate vor dem Termin für die Aufhebung 
der nicht eingetragenen dinglichen Rechte. 

2 Konnte das geltend gemachte Recht nicht eingetragen werden, so teilt 
cr den Gesuchstellern mit, 

a) wer der zustandige Richter ist für die Anordnung der definitiven oder 
vorübergehenden Eintragung, 

b) dass die Rechte, die nicht fristgerecht eingetragen werden konnen, 
endgültig aufgehoben sind. 

Art. 88. 1 Sind zur Zeit der Inkraftsetzung dieses Gesetzes Anerken­
nungsverfahren im Gange, so werden sie gemass bisheriger Regelung 
beendet. 

2 Das eidgenossische Grundbuch kann jedoch nur in Kraft gesetzt 
werden, wenn 

a) das Verfahren betreffend der nicht eingetragenen Rechte gemass den 
analog anwendbaren Bestimmungen des ersten Kapitels, zweiter Ti tel, 
durchgeführt worden ist, und 

b) die Blatter gemass Artikel 29 bis 34 aufgelegt worden sind. 
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2. Hangige 
Verfahren 
a) Ordentliches 
Verfahren 



b) Güterzusam- Art. 89. 1 1st die Auflage des Übergangskatasters gemass altem Recht 
menlegung bei der Inkraftsetzung dieses Gesetzes noch nicht erfolgt, so kann dieser 

Kataster nur rechtskraftig werden, wenn 

3. Anlegung 
der Blatter 
a) Grundsatze 

b) Auflage 
aa) Verôffent­
lichung 

a) das Verfahren betreffend der nicht eingetragenen Rechte gemass den 
analog anwendbaren Bestimmungen des ersten Kapitels, zweiter Tite!, 
durchgeführt worden ist, und 

b) die Anerkennungen betreffend die Angaben des Übergangskatasters 
und die Auflage gemass den analog anwendbaren Bestimmungen des 
zweiten Kapitels, zweiter Tite!, durchgeführt worden sind. 

2 1st die Auflage bereits erfolgt, der Übergangskataster jedoch noch nicht 
rechtskraftig, so kann er nur in Kraft gesetzt werden, wenn 

a) das Verfahren betreffend der nicht eingetragenen Rechte gemass den 
analog anwendbaren Bestimmungen des ersten Kapitels, zweiter Ti tel, 
durchgeführt worden ist und 

b) die Auflage gemass den Bestimmungen des zweiten Kapitels, zweiter 
Tite!, erfolgt ist. 

3 1st der Übergangskataster bereits rechtskraftig, so kann das eidgenos­
sische Grundbuch nur in Kraft gesetzt werden, wenn das Verfahren 
betreffend der nicht eingetragenen Rechte gemass den analog anwendba­
ren Bestimmungen des ersten Kapitels, zweiter Ti tel, durchgeführt worden 
ist. 

Art. 90. 1 Die Register, die bei Inkraftsetzung dieses Gesetzes gemass 
eidgenossischem System in Buchform geführt werden, sind innert zehn 
Jahren ab lnkraftsetzung auf !ose Blatter zu übertragen. 

2 Der Grundbuchverwalter bestimmt den Wortlaut der Eintragungen 
auf den Blattern. 

3 Die Direktion ordnet im Einverstandnis mit der Aufsichtsbehorde das 
Programm der Übertragungen auf die Blatter an. 

Art. 91. 1 Die Blatter werden nach erfolgter Auflage in Kraft gesetzt. 

2 Die Auflage wird bekanntgemacht mit 

a) zweimaliger Veroffentlichung im Amtsblatt, und 

b) personlicher Anzeige an 
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l. aile Eigentümer der betroffenen Liegenschaften und 

2. die Inhaber der aufgenommenen selbstandigen und dauernden 
Rechte. 



3 Die Zustellung der Vorladung an Personen, deren Adressen dem 
Grundbuchamt nicht bekannt sind und deren Adressen wedcr von den 
Eigentümern noch von der Gemeindeverwaltung noch von der kantonalen 
Steuerverwaltung vermittelt werden kônnen, gilt mit zweimaliger Verôf­
fentlichung im Amtsblatt ais erfolgt. 

Art. 92. 1 Die Auflage dauert dreissig Tage. 

2 Die Auflageakten werden auf dem Grundbuchamt hinterlegt. Sie 
enthalten namentlich 

a) die neu angelegten eidgenôssischen Blatter, und 

b) die Dokumente des bisherigen eidgenôssischen Grundbuches in Buch­
form. 

3 Die Auflageakten kônnen in Gegenwart eines Angestellten des Grund­
buchamtes von jedermann eingesehen werden, sofern er ein Interesse 
gemass Artikel 970 ZGB glaubhaft macht. 

Art. 93. 1 Die Auflage beschrankt sich auf die Übereinstimmung des 
Inhaltes der eidgenôssischen Blatter mit dem Inhalt des Grundbuches zur 
Zeit der Anlegung der Blatter. Vorbehalten bleibt Artikel 90 Absatz 2. 

2 Die Artikel 32 bis 34 sind aufEinsprachen und Beschwerden anwend­
bar. 

bb) Dauer und 
Auflageakten 

cc) Gegenstand 
der Auflage, 
Einsprachen 
und 
Beschwerden 

Art. 94. 1 Sobald die Entscheide über die Einsprachen gefallt sind, dd) Inkraftset­

beschliesst der Staatsrat die Inkraftsetzung der Blatter des eidgenôssischen zung 

Grundbuches für die betroffenen Gemeinden oder Teile von ihnen. 

2 Der Beschluss wird zweimal im Amtsblatt verôffentlicht. Er enthalt 

a) das Datum der Inkraftsetzung des eidgenôssischen Grundbuches 
und 

b) die Mitteilung, dass die hangigen Beschwerden vorbehalten bleiben. 

3 Die rechtskraftigen Blatter werden vom Grundbuchverwalter 
visiert. 

II. Grundbuchführung 

Art. 95. 1 Wird bei lnkrafttreten dieses Gesetzes die Übersetzung von 
Registern einer Gemeinde gemass einer Anwendungsbestimmung von 
Art. 47 notwendig, so geschieht dies 

a) für Gemeinden oder Teile derselben, wo die kantonalen Kataster noch 
in Kraft sind, wenn mit der Anlegung des eidgenôssischen Grundbu­
ches begonnen worden ist, und 
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1. Sprache 
a) Grundsatz 



b) Verfahren 

2. Kantonaler 
Kataster 
a) Anwendbares 
Recht 

b) Hauptbuch 
aa) Bestandteile 
und Wirkungen 

bb) Kataster 

b) in den anderen Fallen, wenn der Staatsrat irn Einverstandnis der 
Gerneindebehorden narnentlich betreffend der Kostenaufteilung die 
Übersetzung angeordnet hat. 

2 Die Finanzdirektion bestirnrnt auf Antrag der Aufsichtsbehë>rden 
einen Übersetzer. 

Art. 96. 1 Wird das Grundbuch bei der Anlegung des eidgenë>ssischen 
Grundbuches übersetzt, so geschieht dies bei der Vorbereitung der 
Anerkennung (Artikel 17 bis 22, 39). Die Übersetzung ist ebenfalls 
Gegenstand der Auflage des eidgenë>ssischen Grundbuches (Artikel 28 bis 
34) oder des Übergangsregisters (Artikel 41). 

2 In den anderen Fallen werden die übersetzten Blatter offentlich 
aufgelegt. Die Auflage beschrankt sich auf die Übereinstirnrnung der 
übersetzten Blatter mit dern noch rechtskraftigen Grundbuch. Die Arti­
kel 29, 30, 32 bis 35 sind analog anwendbar auf die Verë>ffentlichung, 
Dauer, Auflageakten, Einsprachen und Beschwerden sowie aufdie Inkraft­
setzung der Blatter. 

Art. 97. Die Bestirnrnungen betreffend die Führung des eidgenë>ssi­
schen Grundbuches sind analog auf die Führung des kantonalen Katasters 
anwendbar. Vorbehalten bleiben die nachfolgenden Bestirnrnungen. 

Art. 98. 1 Folgende Dokurnente des kantonalen Katasters gelten ais 
Hauptbuch gemass Art. 942 ZGB: 

a) der Kataster, 

b) das Grundpfandregister, 

c) das Casier. 
2 Die Eintragungen in diese Register haben die gleiche Wirkung wie 

diejenigen ins eidgenë>ssische Grundbuch. Hingegen kë>nnen sich Dritte 
nicht darauf berufen, nicht eingetragene Rechte bestünden nicht; ausge­
nornrnen davon sind die Rechte, die gernass altern Recht hatten eingetra­
gen sein rnüssen, darnit sie Dritten entgegengehalten werden kë>nnen. 

Art. 99. 1 Der Kataster wird blattweise (Folio) pro Eigentürner geführt. 
Auf einern Blatt sind ein oder rnehrere Grundstücke aufgeführt. 

2 Das Folio enthalt für jedes Grundstück 

a) die Beschreibung des Grundstückes, 

b) die Dienstbarkeiten, 

c) die Vorrnerkungen und 

d) die Anrnerkungen. 
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Art. 100. 1 Das Grundpfandregister enthalt die Angaben betreffend die 
einzelnen Grundpfandrechte. Es dient ebenfalls ais Glaubigerregister. 

2 Das Casier ist in der Reihenfolge der Artikel numeriert und enthalt für 
jedes Grundstück 

a) den Verweis auf das Kataster-Folio, 

b) die Grundpfandrechte mit 

1. dem Verweis auf das Grundpfandregister, 

2. dem Rang und 

3. der allfalligen Vormerkung des Rechtes auf freie Pfandstellen 
sowie 

c) dem allfalligen Verweis auf das Pfandungsregister oder auf das Register 
der vorlaufigen Eintragungen. 

Art. 101. 1 Die Bestimmungen betreffend Führung des eidgenôssischen 
Grundbuches sind analog anwendbar auf die Führung des gemass eidge­
nôssischem System in Buchform angelegten Grundbuches. 

2 Ais Hauptbuch gemass Artikel 942 ZGB gelten 

a) das Grundstückregister und 

b) das Grundpfandregister. 

3 Das Grundpfandregister wird gemass Artikel 100 geführt. 

2. KAPITEL 

Schlussbestimmungen 

Art. 102. Das Dekret vom 5. Juli 1848 betreffend die Hypothekar­
Register ist aufgehoben. 

Art. 103. Das Gesetz vom 22. November 1911 betreffend das Einfüh-
rungsgesetz zum ZGB für den Kanton Freiburg wird wie folgt geandert: 

Art. 3llter Absatz I 

Das kantonale Bau- und Raumplanungsamt ist zustandig, die 
gemass Artikel 33b GBV vorgesehene amtliche Bestatigung auszu­
stellen. 

Art. 345 

Das Grundbuchwesen unterliegt der Spezialgesetzgebung. 

Art. 346 bis 349bis, 370 und 371 

Aufgehoben. 
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cc) Grund­
pfandregister 
und Casier 

3. Führung der 
Register nach 
eidgenossi­
schem 
System 
in Buchform 

1. Aufhebung 

2. Anderungen 
a) Einführungs­
gesetz zum 
ZGB 



b) Gesetz über 
das Notariat 

c) Gesetz über 
die iifîentlichen 
Sachen 

3. Ausführungs­
reglement 

4. Inkraftset­
zung und 
Ausführung 

Art. 104. Das Gesetz vom 20. September 1967 über das Notariat wird 
wie folgt geandert: 

Art. 17 Absatz 1 lit. c 

c) zur Anmeldung von Schuldbriefen und Gülten zwecks Eintra­
gung im Grundbuch (Artikel 62 GBG). 

Art. 105. Das Gesetz vom 4. Februar 1972 über die offentlichen Sachen 
wird wie folgt geandert: 

Art. 10 

Die offentlichen Sachen werden gemass der Gesetzgebung über das 
Grundbuch ins Grundbuch aufgenommen. 

Art. 106. Der Staatsrat erlasst das Ausführungsreglement zum vorlie­
genden Gesetz. 

Art. 107. 1 Der Staatsrat ist mit dem Vollzug dieses Gesetzcs beauftragt. 
Er bestimmt den Zeitpunkt der Inkraftsetzung. 

2 Er ist ermachtigt, an diesem Gesetz für die Genehmigung durch die 
Bundesbehorden die notwendigen Ânderungen vorzunehmen. 

Also beschlossen vom Grossen Rat, zu Freiburg, am 28. Februar 
1986. 

Die Prasidentin: 

E. DÉGLISE 

Der 1. Sekretar 

R. AEBISCHER 

DER ST AATSRA T DES KANTONS FREIBURG 

promulgiert dieses Gesetz, das am 1. Januar 1987 in Kraft tritt. 

Freiburg, den 1. J uli 1986. 

Der Prasident: Der Vizekanzler: 

E. GREMAUD G.VAUCHER 

Yom Bundesrat genehmigt, am 15. Mai 1986. 
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